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In voller Tracht:  
Märchler Trachtelüt 
feierten heimisches 
Brauchtum. SEITE 7

R E K L A M ER E K L A M E

Wir bauen keine Strassen,
aber wir machen Tempo!

F+W Holzbau AG Freienbach

Der Ältere macht bei der FDP das Rennen
Der erste Regierungsratskandidat für 
die Ersatzwahl ist erkoren: Mit Damian 
Meier von der Ortspartei Schwyz hat 
die FDP Kanton Schwyz an ihrer gestri-
gen Nominationsversammlung den 
 älteren der beiden Kandidierenden für 
die Regierungsratswahl nominiert. Wie 
am späteren Abend bekannt gegeben 
wurde, stimmte eine Mehrheit für den 
47-jährigen Damian Meier, der aktuell 

Polizeikommandant bei der Kantons-
polizei Schwyz ist. Sepp Marty (32) aus 
Unteriberg, seit 2016 im Kantonsrat, 
unterlag bei der parteiinternen Aus-
marchung. Marty arbeitet beim 
Schweizer Wirtschaftsdachverband.

Mit der Nomination von Damian 
Meier ist das Rennen um die Regie-
rungsratssitze definitiv lanciert. Es 
dürfte zu Kampfwahlen kommen, 

nachdem die SP Ingenbohl-Brunnen 
eine Nomination angekündigt hat mit 
Diana de Feminis. Bei der SVP stehen 
seit gestern drei Kandidaten bereit für 
die interne Ausmarchung (siehe Sei-
te 13). Noch offen ist, ob und mit wem 
die GLP ins Rennen steigen wird. Die 
Ersatzwahl für die zurücktretenden 
 Regierungsräte Michel und Barraud 
findet am 25. September statt. (mri)

Visualisierungsausschnitt des geplanten 
Projekts in Altendorf. Bild zvg 

Altendorf plant den  
grossen Wurf
Die Entwicklung Altendorfs vom 
Bauerndorf zum bäuerlich geprägten 
Dorf mit über 7000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern ist rasant verlaufen. 
Die Überdachung der Autobahn hat 
das Ihrige dazu beigetragen. Das Dorf 
boomt. Nun stossen Schulinfrastruktur 
und Sportanlagen an ihre Grenzen be-
ziehungsweise sind Erneuerungsbau-
ten notwendig. Insgesamt plant die Ge-
meinde Investitionen von rund 50 Mil-
lionen Franken. Heute Abend findet 
eine erste Informationsveranstaltung 
zum Vorhaben statt. (mri)

Bericht Seite 5 

Ein Plan für den 
Lokaltourismus

Das touristische Angebot in March und 
Höfe ist vielfältiger, als man denken 
könnte. Das Potenzial ist vorhanden, 
was noch fehlt, ist eine optimale Zu-
sammenarbeit zwischen den Leis-
tungserbringern. Was künftig ange-
strebt werden soll, welche Vision es für 
die Region gibt und welche konkreten 
Massnahmen bereits umgesetzt sind 
und künftig noch werden, das zeigt der 
Masterplan March-Höfe, der in den ver-
gangenen zwei Jahren erarbeitet wor-
den ist. Er liegt nun vor. (mri)

Bericht Seite 13

Estée Lauder feierte Eröffnung
Einen Toast ausgesprochen: Gäste aus Business und Politik nahmen an der  offiziellen Eröffnung   
des hochmodernen Distributionszentrums in Galgenen teil.  Bericht Seite 9 

Bild Johanna Mächler

Neue Doppelspur soll für 
pünktlichere Züge sorgen
Die SOB baut die Bahnstrecke Schindellegi-Biberbrugg während drei Jahren auf zwei Spuren aus.

von Patrizia Baumgartner

D ie Schweizerische Südost-
bahn AG (SOB) plant den 
Bau einer zweiten Spur 
auf dem knapp 2,8 Kilo-
meter langen Strecken-

abschnitt zwischen Biberbrugg und 
Schindellegi. Jetzt liegt das Projekt 
beim Bundesamt für Verkehr auf, spä-
ter folgt die öffentliche Auflage in den 
betroffenen Gemeinden. Die Bauarbei-
ten sind ab Frühling 2024 geplant.

Pünktlicher und flexibler
Mit der neuen Doppelspur zwischen 
Schindellegi und Biberbrugg verfolgt 
die SOB vor allem drei Ziele: Die Pünkt-

lichkeit auf der Teilstrecke wird ver-
bessert (Verspätungen wirken sich 
nicht mehr auf den Zug in die Gegen-
richtung aus), mehr Flexibilität (Arbei-
ten an den Gleisen können während 
des Betriebs ausgeführt werden) sowie 
eine Verbesserung der Angebotsattrak-
tivität und eine mögliche Erweiterung 
des Angebots. Diese Angebotsplanung 
folge jedoch erst später, voraussichtlich 
mit Eröffnung des Zimmerbergtunnels 
im Jahr 2037.

Das wichtigste Element sei aktuell 
jedoch die Pünktlichkeit: «Die Schwei-
zer haben konkrete Erwartungen an 
die Bahn», brachte es gestern Hans- 
Ulrich Schaufelberger, Fachspezialist 
Betriebsplanung, auf den Punkt. Be-

reits ab drei Minuten wird die Verspä-
tung eines Zuges automatisch im On-
line-Fahrplan angezeigt.

Neue Brücke und mehr Land
«Der SOB-Doppelspurausbau ist ein 
grosses und herausforderndes Pro-
jekt», so Gesamtprojektleiter Richard 
Enz. Die zweite Spur soll parallel zum 
bestehenden Gleis von Schindellegi bis 
nach Biberbrugg führen. 

Im Dorf Schindellegi bedeuten hier 
vor allem die engen Platzverhältnisse 
eine Herausforderung, was Verhand-
lungen mit diversen Landeigentümern 
nötig macht. Ausserdem wird eine 
neue Doppelspur-Brücke über die Sihl 
erstellt, und an den steilen und bewal-

deten Hängen neben der heutigen 
Bahnstrecke sind zum Teil aufwendige 
Stützbauten notwendig. 

Drei Jahre lang
Dieses Projekt lässt sich die SOB eini-
ges kosten: Der Voranschlag für das 
Gesamtprojekt beträgt 95 Millionen 
Franken. Vor Jahresfrist war im Rah-
men des Vorprojekts noch von Kosten 
von rund 82 Millionen Franken ge-
sprochen worden. Die Bauarbeiten 
sind ab 2024 vorgesehen und werden 
rund drei Jahre in Anspruch nehmen. 
Die meisten Arbeiten finden unter 
laufendem Bahnbetrieb statt.

Bericht Seite 3

Jungschwinger:  
201 Teilnehmer 
massen sich in 
Galgenen. SEITE 15
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von Martin Risch

Zurück in die Zukunft heisst 
es schon bald in Altendorf. 
Vor 50 Jahren stand die Ge-
meinde am Zürichsee mit 
gut 2600 Einwohnern da. 

Davon waren 704 Stimmberechtigte, 
mit Betonung auf «Berechtigte». Das 
Stimmrecht für Frauen folgte erst kurz 
darauf, nachdem die «Herren» im Dorf 
der damaligen Schulhauserweiterung 
zugestimmt hatten. Damals ging es um 
5,5 Mio. Franken. Zur Einordnung: Die 
Steuereinnahmen der Gemeinde be-
trugen damals 1,2 Mio. Franken, die 
Verschuldung lag bei 0,8 Mio. Franken. 

Lange ist es her und die Entwicklung 
in den vergangenen Jahren war rasant. 
Heute zählt die Gemeinde rund 7200 
Einwohner, die Stimmberechtigten 
inkl. Frauen sind 4740 an der Zahl, die 
Steuereinnahmen betragen aktuell sa-
ge und schreibe über 17 Millionen Fran-
ken. Die Verschuldung der Gemeinde ist 
eigentlich null, wenn man nicht freiwil-
lig einen Kredit über 0,3 Mio. Franken 
für einen guten Zweck gewährt hätte. 

50 Millionen-Antrag
Mit dieser Entwicklung und diesen 
Zahlen ist die Gemeinde nun gefor-
dert, für die Zukunft zu investieren. 
Sie plant deshalb für die nächsten Jah-
re Neu investitionen im Umfang von 
rund 50 Mio. Franken. Es soll Schul-
raum inklusive einem Kindergarten ge-
schaffen werden, eine Tiefgarage an-
stelle der bestehenden oberirdischen 
Parkierungen. Zudem ist eine neue 

Doppelturnhalle für die in die Jahre 
gekommene Turnhalle Burggasse ge-
plant sowie Musik- und Unterrichts-
räume. 

Der Bedarf für die grösste Inves-
titionssumme in der Geschichte der 
Gemeinde ist eine Folge der vergan-
genen Jahre, in denen die Gemeinde 
eine enorme Entwicklung hingelegt 
hat, was rein optisch ersichtlich ist auf-
grund der Bautätigkeit und ganz offen-
sichtlich auch gemäss der Einwohner-
statistik. Der Bedarf an neuem Schul-
raum ist denn auch nachvollziehbar 
und wird sich in den nächsten Jah-
ren aufgrund der anhaltenden Bau-
tätigkeit weiter bestätigen, wie die Ver-
antwortlichen wissen. «Mit dem bean-
tragten Kreditrahmen über 49.6 Mio. 
Franken möchten wir nicht nur Schul-
raum schaffen, sondern auch den Be-
darf an Sportinfrastruktur erfüllen 

und gleichzeitig auch Parkierungen 
mittels Tiefgarage sinnvoll umsetzen», 
wie Christian Iten, Gemeindevizepräsi-
dent und Ressort zuständiger Hochbau 
und Liegenschaften, erklärt. 

Das bestehende Schulhaus Pfarrwis 
aus dem Jahr 1940 erfüllt die Anforde-
rungen nicht mehr und soll deshalb 
einem Neubau weichen. Der anvisier-
te Neubau westlich des Schulhauses 
Burggasse soll auch einem Doppelkin-
dergarten Raum bieten sowie einem 
Versammlungssaal. 

Sporthalle plus Tiefgarage
Mit dem Neubauprojekt soll gleich-
zeitig auch die Parkierung rund um 
das Schulareal neu geordnet werden. 
Geplant wird eine Tiefgarage mit ins-
gesamt 98 Garagenplätzen. Zusam-
men mit den künftig noch 14 ober-
irdischen Parkmöglichkeiten würde 

das bisherige Parkplatzangebot egali-
siert. Im Zuge der Neubauten würde 
auch das Sporthallenangebot moder-
nisiert und mit einer Doppelturnhal-
le mit Musik- und Unterrichtsräumen 
umgesetzt. «Es hat sich gezeigt, dass die 
gleichzeitige Realisierung einer neuen 
Doppelturnhalle mit der Schulraumer-
weiterung verschiedene Synergien auf-
weist», wie der Gemeindevizepräsident 
Christian Iten erklärt. Für das Turnhal-
lenangebot inklusive den Musik- und 
Unterrichts räumen sind 13,7 Mio. Fran-
ken veranschlagt. Insgesamt sollen so-
mit 49,6 Mio. Franken investiert wer-
den. Von Kantons seite wird mit einem 
Beitrag von rund 2,5 Millionen Franken 
gerechnet. 

Insgesamt müsste laut Gemeinde 
keine Steuererhöhung vorgenommen 
werden, um das Vorhaben zu finanzie-
ren. Die Finanzierung würde stattdes-
sen mittels Aufnahme von Fremdkapi-
tal erfolgen. Alles in allem hätte die Ge-
meinde für das Investitionsvorhaben 
rund 3,2 Mio. Franken pro Jahr zu stem-
men. «Der Gemeinderat ist überzeugt, 
mit dem Neubau Schul- und Sport-
anlagen eine attraktive Anlage für den 
Schul- und Sportbetrieb wie auch für 
den Zentrumsbereich schaffen zu kön-
nen», betont Iten. Mit dem Projekt ent-
stehe eine in sich stimmige Anlage, so-
wohl für den Schulbetrieb als auch für 
die Vereine und die Öffentlichkeit. 

 
Infoveranstaltung: Die Gemeinde Altendorf lädt 
heute Mittwochabend ein zur Orientierung zum 
Sachgeschäft «Neubau Schul- und Sportanlagen» 
– ab 19 Uhr im Probelokal Dorfzentrum. 

So könnte es dereinst im Schulhof aussehen: in der Mitte das bestehende Schulhaus Burggasse, links der Schulhausneubau und rechts die neue 
Turnhalle Burggasse inklusive Musik- und Unterrichtsräume. Im Bereich darunter die neue Tiefgarage mit 98 Parkplätzen. Bild zvg 

Vom Wettbewerb zur Abstimmung und Umsetzung

Altendorf hatte 
Ende 2019 zu einem 
Wettbewerb bezüglich 
Neugestaltung des 
Schulraum- und 
Sportangebots 
eingeladen. Im 
Zuge dessen wurde 
ein Siegerprojekt 
erkoren, das in der 
Zwischenzeit soweit 
gediehen ist, dass es 
der Stimmbevölkerung 

vorgelegt werden kann. 
Heute Mittwoch wird 
das Vorhaben, für das 
ein Kredit von 49,6 Mio. 
Franken vorgesehen 
ist, der Bevölkerung 
vorgestellt. An der 
ausserordentlichen 
Gemeindeversamm-
lung vom 6. Juli 
soll das Geschäft 
alsdann an die 
Urnenabstimmung 

im September 
überwiesen werden. 
Vorausgesetzt die 
Baubewilligung 
wird wie geplant 
bis Sommer 2024 
rechtskräftig, würde 
im Herbst 2024 mit 
dem Bau gestartet. 
Inbetriebnahme der 
neuen Bauten und 
Anlagen wäre dann im 
Sommer 2027. (mri)

Altendorf boomt – Neuer 
Schulraum und mehr tut Not 

Die Gemeinde Altendorf plant Neubauten für Schul- und Sportinfrastruktur im Umfang von rund 
49,6 Millionen Franken. Heute Mittwochabend findet die Informationsveranstaltung dazu statt.

«Unnötige Zweckbindung» – Regierung will keinen Zukunfts- oder Staatsfonds
Die Schaffung eines Staatsfonds zur Bereitstellung von heute überschüssigen Finanzmitteln für spätere Generationen erachtet der 
Schwyzer Regierungsrat als nicht zielführend. Ein entsprechendes SVP-Postulat empfiehlt die Regierung als nicht erheblich zu erklären.

Die SVP-Kantonsräte Oliver Flühler 
(Freienbach), Samuel Lütolf (Küss-
nacht) und Thomas Haas (Lachen) 
hatten im Dezember 2021 ein Postu-
lat eingereicht und den Regierungsrat 
aufgefordert, die Schaffung eines Zu-
kunftsfonds zu prüfen. Dies mit Blick 
auf das steigende Eigenkapital, das der 
Kanton Schwyz aufweist. Bis 2025 rech-
net man mit rund 873 Mio. Franken. 

Für die Postulanten steht die Schaf-
fung eines Zukunftsfonds im Raum, 
um die aktuell komfortable Finanz-
situation auch den nächsten Genera-
tionen zukommen zu lassen. 

Diesem Ansinnen kann der Regie-
rungsrat nicht viel abgewinnen, wie 
seiner Postulatsbeantwortung zu ent-
nehmen ist. Zu viele Gründe würden 

gegen einen solchen Fonds sprechen, 
wie auch verschiedene Beispiele auf 
internationaler, Kantons- und Bundes-
ebene zeigten. 

Wirtschaft unnötig beeinträchtigt
«Die Fonds wollen Mittel für künftige 
Generationen bereitstellen oder lang-
fristige staatliche Vorhaben sicherstel-
len, was als eine Selbstdisziplinierung 
der Politik verstanden werden kann. 
Durch einen Staatsfonds werden aber 
Politik und Wirtschaft vermischt, so 
dass die freie Marktwirtschaft letztlich 
durch staatliche Masterpläne beein-
trächtigt wird.»

Gerade auch mit Blick auf den fi-
nanz- und staatspolitischen Kontext 
lehnt die Regierung die Schaffung 

eines Fonds ab. «Im Grundsatz wird 
mit einem Fonds eine – meist politisch 
gefärbte – Strategie definiert und ver-
folgt. Dies kann und soll in einem de-
mokratischen Staatsverständnis durch 
den ordentlichen Staatshaushalt erfol-
gen», wie die Regierung festhält.

Fondslösungen würden die Trans-
parenz einschränken, da neben dem 
ordentlichen Haushalt «Parallelhaus-
halte» entstünden. Die Festlegung von 
finanzpolitischen Prioritäten würde 
dadurch erschwert und die Flexibilität 
eingeschränkt. 

Zweckbindung ist zu vermeiden
«Als finanzpolitischer Grundsatz gilt 
zudem, dass Zweckbindungen von 
Hauptsteuern vermieden werden 

sollten. Namentlich, wenn zwischen der 
erfüllten Aufgabe und den Entgelten 
kein Kausalzusammenhang besteht.» 
Die Konferenz der Finanzdirektoren 
empfehle zudem im Handbuch HRM2, 
dass Hauptsteuern nicht zweckgebun-
den werden sollten. Die Regierung be-
antragt dem Kantonsrat deshalb, das 
Postulat als nicht erheblich zu erklären.

Die Regierung begrüsst indes einen 
Diskurs zur zukünftigen, langfristi-
gen Mittelverwendung ausdrücklich. 
Jedoch sollte dabei nicht die Bildung 
eines starren Fonds beziehungsweise 
«einer Parallelstruktur» im Zentrum 
stehen, sondern die regelmässige Eva-
luation finanzpolitischer Entscheidun-
gen im Rahmen der etablierten sowie 
bewährten (Budget)-Prozesse. (mri)Was tun mit den Überschüssen?  Bild Archiv

Senkung der 
Steuern kaum 
möglich
Die Regierung 
erachtet es aufgrund 
der grundsätzlichen 
Steuermechanismen 
als nicht sinnvoll 
beziehungsweise machbar, 
die Steuertarife zu senken.

Kantonsrat Stefan Langenauer (Mitte, 
Wollerau) und drei Mitunterzeichner 
verlangen vom Regierungsrat, darzule-
gen, wie die Steuertarife so angepasst 
werden können, dass für den Kantons-
rat wieder Spielräume beim Festset-
zen der Steuerfüsse bestehen würden. 
Das Problem: Senkt man bei den juris-
tischen Personen den Steuerfuss unter 
160 Prozent, dann decken die Einnah-
men nicht einmal mehr die Kosten des 
Nationalen Finanzausgleichs NFA. Beim 
Tarif wiederum besteht kein Spielraum 
mehr, weil internationale Mindest-
tarife nicht unterschritten werden dür-
fen (OECD-Mindestbesteuerung). Auch 
bei den natürlichen Personen sind die 
Steuerfüsse bei zwei von drei Steuer-
arten ebenfalls schon an der unteren 
Grenze. «Da der Kantonssteuerfuss 
für die Einkommens- und Vermögens-
steuer einheitlich festgelegt wird, wäre 
eine Senkung des Kantonssteuerfusses 
nur unter Inkaufnahme einer Negativ-
marge bei der Vermögenssteuer mög-
lich», wie die Regierung in ihrer Ant-
wort auf das Postulat festhält.

Insbesondere, da jede Anpassung 
der Steuertarife auch die Steuerbelas-
tungsverhältnisse der einzelnen Ein-
kommens- und Vermögensstufen ver-
ändere und somit unerwünschte Ef-
fekte mit sich bringen könnte, wäre 
eine Tariferhöhung unnötig heikel. 
Im Übrigen weist die Regierung dar-
auf hin, dass in den vergangenen Jah-
ren aufgrund der guten Finanzlage 
«schon massgebende Reduktionen des 
Steuerfusses» erfolgt sind. Sie will im 
Rahmen der kommenden Steuerfuss-
debatte im Aufgaben- und Finanzplan 
steuerpolitische Alternativen evaluie-
ren. Sie hält zum Postulat schliesslich 
fest: «Eine Senkung der Steuer tarife 
würde die NFA-Marge verschlechtern 
und eine Erhöhung der Tarife ist we-
der finanzpolitisch sinnvoll noch ent-
spricht sie dem Ansinnen der Pos-
tulanten, Handlungsspielraum für 
Steuererleichterungen zu schaffen. Die-
se grundsätzliche Wirkungsweise wird 
bestehen bleiben, weshalb eine weite-
re Evaluation keinerlei Mehrwert gene-
rieren wird.» Folglich beantragt die Re-
gierung, das Postulat für nicht erheb-
lich zu erklären. (mri)


